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9. Juli 2018  
  

UVP 965 Wasserbauplan Aare Thalgut - Chesselau, Stand Vorprüfung  
Stellungnahme der kantonalen Umweltfachstellen zur Voruntersuchung und zum Pflichtenheft 
für den Umweltverträglichkeitsbericht (UVB) nach Art. 8 UVPV 
 
 
Sehr geehrter Herr Stückelberger 
 
Mit Leitverfügung vom 01. Mai 2018 haben Sie die Voruntersuchung zur Umweltverträglichkeit 
mit Pflichtenheft vom April 2018, verfasst von der naturaqua PBK, den zuständigen kantona-
len Umweltschutzfachstellen zur Stellungnahme unterbreitet. Eingegangen sind folgende Stel-
lungnahmen (siehe Beilage): 

(1) Amt für Wasser und Abfall AWA (04. Juni 2018) 
(2) Amt für Landwirtschaft und Natur, Abteilung Naturförderung ANF (06. Juni 2018) 
(3) Amt für Landwirtschaft und Natur, Fischereiinspektorat FI (11. Juni 2018) 
(4) Amt für Landwirtschaft und Natur, Fachstelle Tiefbau (04. Juni 2018) 
(5) Tiefbauamt TBA, Oberingenieurkreis OIK II (04. Juni 2018) 
(6) Amt für Wald KAWA, Fachstab Wald (22. Juni 2018) 
(7) Amt für Gemeinden und Raumordnung AGR (22. Juni 2018) 
 

1 Grundsätzliche Bedenken, Projektoptimierungen und Abstimmungsbedarf  

Von den betroffenen Fachstellen werden zum jetzigen Zeitpunkt aus umweltrechtlicher Sicht 
keine Einwände geäussert, welche die Realisierung des Vorhabens grundsätzlich in Frage 
stellen würden. Die ANF hält jedoch die geplante Aussichtsplattform im Baggersee Münsingen 
mit Erschliessungssteg aus Sicht Naturschutz für nicht bewilligungsfähig. 

Das Jagdinspektorat ist nicht zur Stellungnahme eingeladen worden. Wir empfehlen jedoch 
dringend, es in die weitere Projektierung einzubeziehen. 

2 Beurteilung des Pflichtenheftes und Anträge für die Hauptuntersuchung  

Im Folgenden führen wir Hinweise der Fachstellen sowie ihre Anträge zum Pflichtenheft für 
die Hauptuntersuchung auf. Für Details und weitere Bemerkungen verweisen wir auf die 
Stellungnahmen im Anhang.  Bei Unklarheiten bitten wir den Gesuchsteller bzw. das beauf-
tragte UVB-Büro, sich direkt mit den Fachstellen in Verbindung zu setzen. 
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2.1 Generelles (AUE)  

Der UVB muss umfassend, d.h. ohne Verweis auf die Voruntersuchung, über die Umweltaus-
wirkungen des Vorhabens Auskunft geben. Gemäss Art. 9 Abs. 3 UVPV sind die Umweltaus-
wirkungen eines Vorhabens sowohl einzeln (nach Fachbereich) als auch gesamthaft und in 
ihrem Zusammenwirken zu ermitteln und zu bewerten.  

�ƒ Im UVB sind auch jene Umweltbereiche darzulegen, die für das vorliegende Vorhaben 
nicht relevant sind oder die im Rahmen der Voruntersuchung abschliessend behandelt 
worden sind. 

�ƒ �(�L�Q���.�D�S�L�W�H�O���Ä�*�H�V�D�P�W�E�H�Z�H�U�W�X�Q�J�³���L�V�W���L�Q���G�H�Q���8�9�%���D�X�I�]�X�Q�H�K�P�H�Q�� 

2.2 Grundwasser  

Das Amt für Wasser und Abfall AWA (1) macht darauf aufmerksam, dass eine Anpassung der 
rechtsgültigen Grundwasserschutzzone Mälchplatz nicht kurzfristig erfolgen kann, sondern in 
einem allenfalls länger dauernden Verfahren bewilligt werden müsste. Das AWA rät von ei-
nem solchen Vorgehen ab. 

2.3 Oberflächengewässer  

Das Fischereiinspektorat FI (3) weist auf die grosse Bedeutung der Aare als Lebensraum für 
Fische und insbesondere für die Äsche (Population von nationaler Bedeutung) hin. Es zeigt in 
seiner Stellungnahme grosses Optimierungspotenzial bezüglich ökologischer Aufwertung des 
Gewässers auf. 
Das FI macht weiter darauf aufmerksam, dass die Erosionskräfte der Aare nach der Revitali-
sierung möglicherweise ausreichen, um den linksufrig anstehenden Fels zu destabilisieren. 

Das FI beantragt die Ergänzung des Pflichtenhefts wie folgt: 
�ƒ Der Ist-Zustand ist anhand der vorhandenen umfangreichen fischökologischen Grund-

lagen (kant. Fischfangstatistik, Projekt Gewässerzustand Aaretal, Grundlagen Projekt 
Aarewasser) detailliert zu beschreiben. 

�ƒ Trübungsintensive Wasserbauarbeiten (z.B. Erstellung Initialanrisse) sind ausserhalb 
der Äschenschonzeit, d.h. für die Monate September bis November, zu planen. 

�ƒ Die Anzahl und der Umfang der Initialisierungsmassnahmen sind so festzulegen, dass 
eine rasche Ufererosion gefördert wird. 

�ƒ Die Verwendung der anfallenden Gehölze als Baumaterial ist zu prüfen, insbesondere 
als Strömungslenker zur Förderung der rechtsseitigen Ufererosion. 

�ƒ Der Umgang mit Totholz / Sturzbäumen ist in Zusammenarbeit mit dem FI festzulegen. 
Die entsprechenden Massnahmen sind in den Plänen festzuhalten. 

�ƒ Der Einbau von Engineered Log Jams (ELJ) in Form von Buhnen oder Störelementen 
ist bei Erosion der Beurteilungslinie zu prüfen. Biogene Sicherungsmassnahmen im 
Bereich der Beurteilungslinie sind gegenüber harten Blockverbauungen bei der Inter-
ventionslinie vorzuziehen. 

�ƒ Die Verschiebung der Beurteilungs-/ Interventionslinie zwischen Holzerplatz / Bagger-
see um ca. 20 - 30m in Richtung Autobahn ist zu prüfen. 

�ƒ Die Revitalisierungsmassnahmen an der Üsseri Giesse muss konkretisiert werden (Si-
tuationsplan mit typischen Querprofilen). 

�ƒ Bezüglich der geologischen Beschaffenheit des linken Steilufers sind weitere Abklä-
rungen vorzunehmen. Punktuelle Interventionsmassnahmen (z.B. Raubäume oder 
ELJ-Buhnen) sind vorzusehen und In den Planunterlagen festzuhalten. 

�ƒ Die Erfolgs- bzw. Wirkungskontrolle, insbesondere die zu untersuchenden Parameter 
sowie ein grober Zeitplan für die durchzuführenden Felderhebungen, sind unter Einbe-
zug der involvierten Amtsstellen (OIK, ANF, FI und JI) vorzusehen und verbindlich fest-
legen. Die neuen Bundesvorgaben sind soweit vorhanden zu berücksichtigen. 
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Kommentar AUE:  Der Umgang mit Sturzbäumen / Totholz sowie die Verschiebung der Beur-
teilungs-/Interventionslinie ist gemeinsam mit dem KAWA und dem FI zu erarbeiten. 

2.4 Boden  

Das Amt für Wasser und Abfall AWA (1) sowie die Fachstelle Tiefbau des Amtes für Landwirt-
schaft und Natur (4) beantragen die Ergänzung des Pflichtenhefts wie folgt: 

�ƒ Die Beanspruchung von Kulturland und Fruchtfolgeflächen ist aufzuzeigen und der 
Nachweis der Standortgebundenheit des Projekts sowie der optimalen Nutzung zu er-
bringen. Es ist ein Bodenschutzkonzept zu erarbeiten. 

�ƒ Das Pflichtenheft für eine zertifizierte bodenkundliche Baubegleitung ist zu erarbeiten.  

�ƒ Für die temporär beanspruchten Fruchtfolgeflächen und übriges Kulturland ist ein Re-
kultivierungskonzept zu erstellen. 

2.5 Altlasten  

Das Amt für Wasser und Abfall AWA (1) beantragt die Ergänzung des Pflichtenhefts wie folgt: 

�ƒ Es ist abzuklären, ob der belastete Standort Nr. 0632-0011, Wichtrach sowie allfällige 
weitere belastete Standorte durch das Projekt betroffen sind. Im Falle einer Tangie-
rung ist eine entsprechende Voruntersuchung zur Überwachungs- und Sanierungsbe-
dürftigkeit des Standorts durchzuführen. 

2.6 Wald 

Das Amt für Wald KAWA (6) hält den Bedarf und die Standortgebundenheit des Projekts 
grundsätzlich als gegeben, weist aber darauf hin, dass die Rodungsvoraussetzungen erst bei 
Vorliegen des Rodungsgesuchs im Detail geprüft werden können. Das KAWA empfiehlt, das 
Gesuch in Rücksprache mit der Waldabteilung Voralpen auszuarbeiten. Gleiches gilt für das 
Ausweisen des Rodungsersatzes. Das KAWA macht darauf aufmerksam, dass in der Hunzi-
genau ein Magnet für die Erholung entstanden ist, diese Entwicklung dürfte auch in der Ches-
selau eintreten. Die Attraktivität für die Erholung wird schon alleine durch die Baumassnah-
men in der ersten Etappe steigen (man wird verfolgen wollen, was sich wie verändert). Daher 
dürfte der Nutzungsdruck steigen, auch weil die Chesselau mit Fahrzeugen gut erreichbar ist. 

Das KAWA beantragt die folgenden Ergänzungen des Pflichtenhefts: 

�ƒ Der Holzlagerplatz ist so an die Wege anzulegen, dass er die entsprechende Funktion 
auch ausüben kann. Die Notwendigkeit einer Regelung von Drittverkehr im Waldareal 
mittels Waldstrassenplan ist abzuklären. 

�ƒ Die vorgesehene punktuelle Schaffung von Kleinstrukturen ist detailliert zu beschrei-
ben und insbesondere bezüglich Lage und Ausdehnung genau zu verorten (Karte).  

�ƒ Die parallele/schleifende Wegführung von Wanderweg und Unterhaltsweg (Radweg) 
entlang der Aaretalleitung sowie die Querung auf den Dammweg auf Höhe Baggersee 
sind zu überprüfen. 

�ƒ Dem Nutzungsdruck, der durch die baulichen Massnahmen zunehmen wird, ist mittels 
Lenkungsmassnahmen zu begegnen. 

�ƒ Die Regelung der nötigen vorsorglichen Holznutzung und allfälligen Entfernung bzw. 
Wiederverwenden von Wurzelstöcken ist zu verdeutlichen und zu begründen. 

�ƒ Die vorgesehene Nutzung des Projekt-Massnahmenpools über die gesamte Flusstre-
cke von Thun bis Bern ist aufzuzeigen. 

�ƒ Die Verwendung des Holzes, welches in grosser Menge anfallen wird, ist rechtzeitig zu 
klären (Holzmarkt oder Ökomassnahmen).  

�ƒ Der Öffentlichkeit muss frühzeitig und geeignet kommuniziert werden, dass sich das 
Landschaftsbild durch die Rodungen und die Folgenentwicklungen stark verändern 
wird, analog der Eingriffe in der Hunzigenau. 
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�ƒ Die Behandlung und Pflege des Waldes sowie die Kostenträger sind frühzeitig festzu-
legen. 

Im Übrigen weist das KAWA auf folgende Punkte hin: 

�ƒ Den Eingriffen in das Waldbild und der Erhöhung der Windwurfgefahr kann mit soge-
nannten Vordurchforstungen vorgebeugt werden zur Stabilitätserhöhung des verblei-
benden Bestandes. 

�ƒ Die Neuanlage der forstlichen Erschliessung und des Holzlagerplatzes erfordert eine 
Baubewilligung für eine zonenkonforme, forstliche Baute. 

�ƒ Die Hotspots Naherholung/Rastplätze erfordern im Waldareal in der Regel eine Bau-
bewilligung (nichtforstliche Kleinbaute). Im Rahmen der Bewilligung wird idealerweise 
auch gleich die späteren Verschiebungen dieser Hotspots/Rastplätze geregelt, damit 
nicht nochmals Bewilligungsverfahren nötig werden. 

�ƒ Für die verschiedenen baulichen Massnahmen, auch für die Rückbauten, sind Zufahr-
ten, Baupisten sowie notwendige Installationsplätze erforderlich. Soweit diese im 
Waldareal liegen und standortgebunden sind, erfordern sie temporäre Rodungsbewilli-
gungen. 

�ƒ Die eigendynamischen Aufweitungen, die durch die Aare mit natürlicher Erosion erfol-
gen, erfordern keine waldrechtlichen Beurteilungen. 

�ƒ Schmale Baumbuhnen werden als nichtforstliche Bauten bewilligt. 

�ƒ Die Fläche der aufzuhebenden Trinkwasserfassung Mälchplatz wird Waldareal. 

�ƒ Bei den vorgesehenen Kleinstrukturen im Wald handelt sich um nichtforstliche Klein-
bauten. 

�ƒ Die Umlegung des Talibaches erfordert auch eine temporäre Rodung. Sie ist wegen 
des Gefälles nach Norden zu richten. 

�ƒ Bei den Einstiegs- und Kontrollschächten zur Aaretalleitung handelt es sich um nicht-
forstliche Kleinbauten. 

�ƒ Die in der Chesselau geplante Kompensationsleistung für die Gürbemündung ist mit 
der Aufgabe des Projektes Aarewasser obsolet. 

�ƒ Pferdegerechte Trampelpfade sind waldrechtlich unzulässig. Selbstverständlich kön-
nen Reitpisten in Absprache mit der Grundeigentümerin bewilligt werden. 

�ƒ Der Holzsteg bei 199.157 wird die Waldbewirtschaftung einschränken; ebenso sind ein 
erhöhtes Schadenpotenzial und ein grösserer Unterhalt zu erwarten. 

2.7 Flora, Fauna, terrestrische Lebensräume  

Die Abteilung Naturförderung ANF (2) begrüsst das Vorhaben grundsätzlich, verlangt jedoch 
einige Anpassungen des Projekts. Wie in Ziffer 1 bereits erwähnt hält die ANF die geplante 
Aussichtsplattform im Baggersee Münsingen mit Erschliessungssteg für nicht bewilligungsfä-
hig. Ausserdem weist die ANF darauf hin, dass 5,2 ha des aktuellen Wasserbauplans (Flä-
chen im Bereich km 12.200 bis km 13.600) eine vereinbarte Ersatzmassnahme für das Was-
serbauprojekt Aare / Gürbemündung sind. 

Die ANF beantragt folgende Ergänzungen des Pflichtenhefts: 

�ƒ Die vorgesehenen Ergänzungen der Datengrundlage zu den Organismengruppen so-
wie die Festlegung der Bereiche für Vegetationsaufnahmen sind in Absprache mit der 
ANF vorzunehmen. 

�ƒ Die Projektwirkungen sind getrennt für die beiden Etappenperimeter aufzuzeigen. 

�ƒ Die Projektwirkungen sind getrennt für die einzelnen Artengruppen und die Lebens-
raumtypen aufzuzeigen. 

�ƒ Der Flächenverlust durch die neuen Bauten ist zu bilanzieren. 
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�ƒ Bei der Beurteilung der Projektwirkung ist zu unterscheiden zwischen der Dynamik des 
Flusses und der überschwemmbaren, überstauten Fläche ohne direkte Dynamik. 

�ƒ Massnahmen, welche bereits vor Beginn der Bauphase umgesetzt werden müssen 
(z.B. Verpflanzungen bzw. Umsiedlungen von geschützten / seltenen Arten), sind zu 
definieren und entsprechend in den Projektterminplan zu integrieren.  

�ƒ Für die Erstellung und Beurteilung der Strukturen und Detailmassnahmen zugunsten 
einzelner Artengruppen sind in Absprache mit der ANF Artspezialisten beizuziehen. 

�ƒ Für die �=�L�H�O�H���Ä�%�H�V�W�l�Q�G�H���G�H�U���$�P�S�K�L�E�L�H�Q���V�R�O�O�H�Q���D�Q�Z�D�F�K�V�H�Q���R�G�H�U���P�L�Q�G�H�V�W�H�Q�V���J�O�H�L�F�K���E�O�Hi-
�E�H�Q�³�����Ä�7�U�L�W�W�V�W�H�L�Q�O�H�E�H�Q�V�U�l�X�P�H���I�|�U�G�H�U�Q�³�����Ä�.�O�H�L�Q�V�W�U�X�N�W�X�U�G�L�F�K�W�H���H�U�K�|�K�H�Q�³���X�Q�G���Ä�5�•�F�N�]�X�Js-
�P�|�J�O�L�F�K�N�H�L�W�H�Q���I�•�U���5�H�S�W�L�O�L�H�Q�³��sind konkrete Massnahmen zu formulieren. 

�ƒ Bei der Festlegung von Besucherlenkungsmassnahmen ist insbesondere darauf zu 
achten, dass störungsarme Räume bestehen bleiben (u.a. Baggersee). 

�ƒ Von einer Zuschüttung des entstehenden Grabens beim Rückbau der Aaretalleitung ist 
abzusehen. 

�ƒ Für sämtliches Betonmaterial aus dem Rückbau entlang des gesamten betroffenen 
Ufers im Projektperimeter sind die Entsorgungswege im Entsorgungskonzept festzule-
gen. 

�ƒ Für bestehende Wege ist der Rückbau detailliert aufzuzeigen und der Abtrag sämtli-
cher Terrainerhöhungen ist vorzusehen. 

�ƒ Es ist darauf zu achten, dass keine erhöhten Körper (auch keine Wege) zwischen der 
Aare und dem neuen Hochwasserschutzdamm liegen. 

2.8 Landschaft  

Das Amt für Gemeinden und Raumordnung AGR (7) weist darauf hin, dass die vorgesehene 
Deklassierung von Wanderwegen zu Trampelpfaden sowie die Aufhebung resp. das Ver-
schieben von Freiflächen, welche innerhalb des Perimeters zur eigendynamischen Aufweitung 
liegen, der Uferschutzplanung entgegenstehen. 

Das AGR beantragt die Ergänzung des Pflichtenhefts wie folgt: 

�ƒ Zwischen Wanderwegen und Uferwegen gemäss Uferschutzplanung ist in den Planun-
terlagen zu unterscheiden. 

�ƒ Der Wasserbauplan ist in Absprache mit den Gemeinden mit den kommunalen Ufer-
schutzplänen bzw. den entsprechenden Überbauungsvorschriften abzustimmen. 

�ƒ Der Gewässerraum ist in Absprache mit dem AGR und den Gemeinden in den Plänen 
darzustellen. 

2.9 Fuss - und Veloverkehr  

Das Tiefbauamt, Oberingenieurkreis OIK II stellt fest, dass die geplante Verlegung des Wan-
derwegs rechtsseitig der Aare in Richtung Autobahn zu deutlich höheren Lärmimmissionen 
führt und der Erholungswert und damit auch die Attraktivität des Wanderwegs dadurch massiv 
herabgesetzt werden. Der OIK II weist darauf hin, dass die geplante Dauerwaldbestockung 
die Lärmimmissionen nachweislich nur unwesentlich reduziert. Der OIK II beantragt, eine Er-
höhung des Hochwasserschutzdamms um 1 m als wirksame lärmmindernde Massnahme vor-
zusehen. Im Übrigen macht der OIK II darauf aufmerksam, dass die Wegbreite für den offiziel-
len Wanderweg 1.8m beträgt und der Wanderweg sich damit für die Nutzung durch Velofahrende 
oder Reiter nicht eignet. 

Der OIK II beantragt folgende Ergänzungen des Pflichtenhefts: 

�ƒ Die Lärmimmissionen im Bereich der neuen Wanderwegführung sind durch eine Erhö-
hung des Hochwasserschutzdamms im Abschnitt 199300 - 201100 auf 2.5 m über das 
Niveau des neuen Wegs zu reduzieren. 
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�ƒ Der Rückbau der bestehenden Wege zwischen 200450 - 200700 und 199600 - 
200150 auf eine Wegbreite von 1.8m ist vorzusehen. 

�ƒ Vom Einbau von Hartbelag auf bestehenden oder neuen Wanderwegen ist abzusehen. 

3 Schlussbemerkungen  

Wir ersuchen Sie, die von den Fachstellen geäusserten Anforderungen und Hinweise zur wei-
teren Planung des Vorhabens zu beachten sowie bei der Durchführung der UVP-Haupt-
untersuchung die Ergänzungen und Präzisierungen der Fachstellen zum Pflichtenheft zu be-
rücksichtigen. Damit können Sie wesentlich dazu beitragen, dass bei der Beurteilung des 
Umweltverträglichkeitsberichts keine Forderungen nach zusätzlichen Abklärungen gestellt 
werden. 

Weiter empfehlen wir Ihnen, bei allfälligen Unsicherheiten möglichst rasch mit der betroffenen 
Fachstelle das Gespräch zu suchen, um die nötige Klarheit für die Folgearbeiten zu schaffen. 
 
 

Freundliche Grüsse 
 
Amt für Umweltkoordination und Energie 
 
 
 
Pascale Affolter 
Wissenschaftl. Mitarbeiterin 

 
Beilagen: 
Stellungnahmen der Fachstellen (1) - (7) 
 
Kopie (ohne Beilagen) per E-Mail z.K. an: 
- Beteiligte kantonale Fachstellen 




































